2 Parlament

2.1 Gesetzgebung des Bundes

Die Gesetze des Bundes (Verfassungsgesetze und einfache Gesetze) werden im Zusammenwirken mehrerer Organe geschaffen. In erster Linie sind der Nationalrat, der Bundesrat (Zweikammersystem), ferner höchste Organe der Verwaltung wie der Bundeskanzler und der Bundespräsident daran beteiligt.

EU‑Recht und Bundesgesetzgebung

In einer richtungsweisenden Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes ist klargestellt, dass die Vorschriften des Gemeinschaftsrechts im Konfliktfall auch nationalem Recht vorgehen.

2. 1.1 Nationalrat 

Der Nationalrat ist ein allgemeiner Vertretungskörper. Seine Mitglieder (Abgeordnete, Nationalräte) werden vom Bundesvolk gewählt. Die Legislaturperiode (Gesetzgebungsperiode) dauert in der Regel vier Jahre, vom Tag seines ersten Zusammentretens an gerechnet, jedenfalls aber bis zu dem Tag, an dem der neue Nationalrat zusammentritt. Eine vorzeitige Auflösung ist möglich, z.B.:

· wenn es der Nationalrat selbst beschließt (Selbstauflösung) oder

· durch Entschließung des Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung und

· wenn die Absetzung des Bundespräsidenten im Wege einer Volksabstimmung abgelehnt wird.

Der Bundespräsident beruft den Nationalrat in jedem Jahr zu einer ordentlichen Tagung (=Arbeitsjahr) ein, die zwischen dem 15. September und dem 15. Juli des folgenden Jahres liegen soll. Die Einberufung des Nationalrates zu außerordentlichen Tagungen ist möglich.

Sitzung: Die tatsächlichen Zusammenkünfte der Abgeordneten nennt man Sitzungen, man unterscheidet Ausschusssitzungen / Plenarsitzungen (Vollversammlung)

Wahlrecht
Bei den Wahlen zu den gesetzgebenden Körperschaften (Nationalrat und Landtage) gelten die Grundsätze des allgemeinen, gleichen, unmittelbaren, persönlichen, geheimen, freien und Verhältniswahlrechts.

Die Grundzüge unseres Wahlrechts sind verankert im Bundesverfassungsgesetz 1920, die näheren Bestimmungen über die Durchführung der Wahl findet sich in einem einfachen Bundesgesetz, der „Nationalratswahlordnung“

Als Wahlsystem schreib die Verfassung das Verhältniswahlsystem vor. Zu diesem und dem Wahlsystem allgemein siehe Skript Nationalratswahl
· Allgemeines Wahlrecht

Jedem Staatsbürger ohne Unterschied des Geschlechtes, des Standes, der Klasse, der Religion, Bildung, Steuerleistung ua steht das aktive und das passive Wahlrecht zu.

	aktives Wahlrecht
	►
	ist das Recht zu wählen.

jeder Staatsbürger, der vor dem 1. Jänner des Jahres der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet hat und vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen ist, kann wählen.

	passives Wahlrecht
	►
	ist das Recht, gewählt zu werden.

Jeder Staatsbürger ab dem vollendeten 19, Lebensjahr, der nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen ist, kann gewählt werden.


Wahlausschlussgründe infolge gerichtlicher Verurteilung oder Verfügung sind in der Nationalratswahlordnung festgelegt: Ausgeschlossen ist zB, wer wegen mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen zu einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe verurteilt worden ist (befristet auf sechs Monate nach Verbüßung der Strafe).

· Gleiches Wahlrecht

Jede Stimme hat gleichen Zählwert, der Erfolgswert kann unterschiedlich sein, z13 bei der Nichtverwertbarkeit von Reststimmen.

In der Monarchie galt das nicht, die Stimmen hatten unterschiedliches Gewicht je nach Wählerkategorie, in die die Wähler nach Steuerleistung eingestuft waren

Anmerkung:

Mit dem Begriff "Erfolgswert" wird ausgedrückt, dass es bei der Mandatsverteilung dazu kommen kann, dass zB die Partei X bei der Verteilung von Restmandaten (siehe unten, Ermittlungsverfahren) einen Überhang von Reststimmen nicht mehr verwerten kann, wodurch das Restmandat "mehr kostet" als erforderlich wäre.

· Unmittelbarkeit des Wahlrechtes
In der Parteiendemokratie erfolgt die Stimmabgabe für eine Parteiliste (Listenwahlrecht). Dazu müssen die Kandidat/inn/en auf den Listen bekannt sein. Das in den Vereinigten Staaten verwendete Wahlmännersystem ist in Österreich nach der Nationalratswahlordnung ausgeschlossen, da es den Grundsatz der Unmittelbarkeit der Wahl verletzt. Durch die Möglichkeit der Abgabe von Vorzugsstimmen wird ein gewisser Ausgleich geschaffen.

· *)Persönliches Wahlrecht

Wahlberechtigte müssen vor einer amtlichen Wahlkommission persönlich anwesend sein und ihre Stimme persönlich abgeben. Behinderte Personen können eine Begleitperson in die Wahlzelle mitnehmen.

· Freies Wahlrecht

Wähler und Wählerinnen sollen weder rechtlich noch tatsächlich in ihrer Entscheidungsfreiheit behindert werden (Freiheit der Stimmabgabe).

· *)Geheimes Wahlrecht 
Die persönliche Entscheidung des Wählers darf weder der Wahlbehörde noch der Öffentlichkeit bekannt werden. Wahlzelle, Wahlkuverts, Wahlurne, das Mischen der Stimmzettel vor der Auszählung ua erfüllen diese Bedingung.

*)Bei der sog. Briefwahl besteht eine gewisse Gefahr der Verletzung dieser beiden Grundsätze. Deshalb weigerte sich die SPÖ bereits langjährig gegen die von der ÖVP immer wieder geforderte Einführung der Briefwahl. Es gibt sie allerdings seit einiger Zeit für Auslandsösterreicher (siehe NRW)

EU‑Recht und Parlamentswahlen

Das Europäische Parlament wird von den Wahlberechtigten der Mitgliedsländer direkt gewählt. Die von österreich zu entsendenden Abgeordneten (2 1) werden im Wesentlichen nach den oa Grundsätzen gewählt. Sie dürfen aber nicht vom Wahlrecht der EU ausgeschlossen sein. Es gelten die Grundsätze des Verhältniswahlrechtes. Drei übernationale Fraktionen stellen die meisten Abgeordneten: Bund der sozialdemokratischen Parteien der EU (217), die Europäische Volkspartei (173) und die Fraktion für Europa (54).

Kandidatur der Parteien bei der Nationalratswahl

Das Staatsgebiet ist für die Wahl gegliedert in 43 Regionalwahlkreise, 9 Landeswahlkreise und 1 Bundeswahlkreis. Die 183 Mandate werden zunächst nach der Bevölkerungszahl auf die Landeswahlkreise aufgeteilt ( OÖ: 32 Mandate). In den Bundesländern werden sie weiterverteilt auf die Regionalwahlkreise ( OÖ: Mühl-, Inn-, Traun-, Hausruckviertel, und Linz-Stadt + Linz-Land)

Nach Ausschreibung der Wahl sind die Wahlbehörden zu bilden, sie sind dann zuständig für die Organisation und Durchführung der Wahl.


Hauptwahlbehörde

(
Innenministerium


Landeswahlbehörde

(
bei den Landesregierungen


Bezirkswahlbehörde

(
bei den Bezirkshauptmannschaften


Gemeindewahlbehörden
(
bei den Gemeinden


Sprengelwahlbehörden

Die Sprengelwahlbehörden sind die Wahlkommissionen in den Wahllokalen.

Will eine Partei bundesweit kandidieren, so muss sie bei den zuständigen Landeswahlbehörde 

für jeden Regionalkreis im Bundesland einen Regionalwahlvorschlag und für das ganze Bundesland einen Landeswahlvorschlag einbringen und weiters für das Restemandatverfahren einen Bundeswahlvorschlag. (siehe NRW 5-6)

Durchführung der Wahl

Normalerweise erfolgt die Stimmabgabe im zuständigen Sprengel-Wahllokal der Heimatgemeinde des Wählers, befindet man sich jedoch am Wahltag an einem anderen Ort so kann man sich bis 3 Tage vor der Wahl bei der Gemeinde eine Wahlkarte besorgen, die einem die Stimmabgabe in einer andern Gemeinde, zuhause, in einem andern Wahlsprengel der Heimatgemeinde (z.B. bei Krankenhausaufenthalt) oder sogar im Ausland ermöglicht (siehe Skript Nationalratswahl - Briefwahl)

	Kleines Wahllexikon

	Briefwahl
	Durch die Briefwahl ist es den Wählern, die sich voraussichtlich am Wahltag im Ausland aufhalten, möglich, an der Wahl teilzunehmen. Die Stimmabgabe muss nachweislich vor Schließung des letzten Wahllokals  in Österreich erfolgen.

	Kundmachung in den

Häusern
	In Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern ist in jedem Haus eine 

Wahlkundmachung mit den Vor- und Zunamen der Wahlberechtigten 

anzuschlagen.

	Landeswahlkreise
	Es gibt neun, sie decken sich mit den Bundesländern.

	Mitglieder des

Nationalrates
	Es werden 183 Mitglieder gewählt.

	Regionalwahlkreise
	Die Stimmbezirke der Landeswahlkreise werden in einem oder 

mehreren

Regionalwahlkreisen zusammengefasst. Es gibt 43 

Regionalwahlkreise.

	Stimmbezirke
	jeder politische Bezirk, Verwaltungsbezirk in Niederösterreich und 

Vorarlberg, jede Stadt mit eigenem Statut und jeder Gemeindebezirk in Wien ist Stimmbezirk.

	Vorzugsstimmen
	Der Wähler kann jeweils eine Vorzugsstimme für einen Bewerber der Landesparteiliste und der Regionalparteiliste der von ihm gewählten Partei vergeben.

	Wählerverzeichnisse
	Die Wahlberechtigten sind in Wählerverzeichnisse eingetragen, die die Gemeinden anlegen.

	Wahlbehörden
	Sie leiten die Wahl und führen sie durch. Wahlbehörden werden vor jeder Wahl neu gebildet. Es gibt Sprengel-, Gemeinde-, Bezirks-, Landes- und eine Bundeswahlbehörde beim Bundesministerium für Inneres.

	Wahlkarte
	Wähler, die am Wahltag das Wahlrecht nicht ausüben könnten (wegen Abwesenheit, Krankheit ua), haben Anspruch auf eine Wahlkarte. Sie ist als verschließbarer Briefumschlag herzustellen und verschlossen mit dem Stimmzettel, versehen mit der Nummer des Landeswahlkreises, auszufolgen. Durch die Wahlkarte kann der Wähler einerseits von der Briefwahl Gebrauch machen, andererseits wird dadurch auch ua die Stimmabgabe bei einem Wahllokal, das außerhalb des Wohnortes liegt, ermöglicht.

	Wahltag
	Ist immer ein Sonntag oder ein anderer öffentlicher Ruhetag.


Ermittlungsverfahren für das Wahlergebnis
siehe Buch S.259ff

Wahlzahl =   Zahl der Stimmen, die man in einem Landes-/Regionalwahlkreis für 1 Mandat benötigt ( muss bei jeder Wahl für jedes Bundesland neu berechnet werden!

Bsp:

[image: image1.wmf]25000

32

800000

=

=

Wz


1.Ermittlungsverfahren   (   Regionalwahlkreis

	
	Stimmen
	Mandat
	Reststimmen

	Partei A
	90000
	3
	5000

	Partei B
	53000
	2
	3000

	Partei C
	32000
	1
	7000



2.Ermittlungsverfahren   (   Landeswahlkreise

Die Feststellung der Wahlergebnisse findet in drei Ermittlungsverfahren statt:

Erstes Ermittlungsverfahren:

Das erste Ermittlungsverfahren findet im Regionalwahlkreis statt. Die Wahlzahl, das ist die Zahl der Stimmen, die für ein Mandat benötigt werden, wird festgestellt, indem die Zahl der gültigen Stimmen durch die zu vergebenden Mandate dividiert wird. jede Partei erhält so viele Mandate, wie die Wahlzahl in ihrer Parteisumme im Regionalwahlkreis enthalten ist. Die Mandate werden nun jenen Bewerbern zugewiesen, die Vorzugsstimmen im Ausmaß von zumindest 1/6 der gültigen Parteistimmen im Regionalwahlkreis oder im Ausmaß der Hälfte der Wahlzahl erhalten haben. Bei gleichem Anspruch ist die Reihung auf der Parteiliste maßgebend.

Da sich die Zahl der für eine Partei abgegebenen gültigen Stimmen idR nicht mit der Wahlzahl deckt, bleibt für jede Partei ein Stimmenrest und insgesamt ein Rest von Mandaten, die nicht verteilt werden konnten. Hier bedarf es eines weiteren Auszählungsverfahrens, das im Landeswahlkreis stattfindet.

Zweites Ermittlungsverfahren:

Am zweiten Ermittlungsverfahren nehmen nur jene Parteien teil, die im ersten Ermittlungsverfahren zumindest in einem Wahlkreis ein Mandat ("Grundmandat") oder im gesamten Bundesgebiet mindestens 4 % der abgegebenen Stimmen erzielt haben.

Nach Ermittlung einer neuen Wahlzahl ist wie folgt vorzugehen:

Jede Partei erhält so viele Mandate, wie die Wahlzahl in ihrer Parteisumme im Landeswahlkreis enthalten ist, das heißt die selben Stimmen die schon im ersten Ermittlungsverfahren für die Berechnung des Ergebnisses herangezogen wurden, werden noch mal herangezogen, abzüglich der allenfalls im ersten Ermittlungsverfahren erzielten Mandate. Wieder werden die Mandate jenen Bewerbern zugewiesen, die Vorzugsstimmen im Ausmaß wie im 1. Ermittlungsverfahren beschrieben, erhalten haben.

Auch nach dieser Ermittlung können Reststimmen und Restmandate übrig bleiben.

Anmerkung:

Unter Parteisumme versteht man die Summe der für eine Partei abgegebenen gültigen Stimmen.

Drittes Ermittlungsverfahren

Um daran teilnehmen zu können, muss neben der Erfüllung der schon oa Bedingungen (Grundmandat oder 4 %) auch ein Bundeswahlvorschlag eingebracht worden sein.

Die Zahl der Restmandate ergibt sich aus der Differenz der schon zuvor vergebenen Mandate auf 183, der Zahl der insgesamt im Nationalrat vorhandenen Mandate.

Für die Restmandate ist neuerlich eine Wahlzahl zu berechnen. Nachdem die Parteisummen nach ihrer Größe nebeneinander geschrieben werden, werden diese Summen durch zwei, drei, vier usw. (d'Hondt'sches System) geteilt. Gibt es zB fünf Restmandate, dann wird in diesen Zahlenkolonnen die fünftgrößte Zahl gesucht, die nun die neue Wahlzahl darstellt. Hat eine Partei im ersten und zweiten Ermittlungsverfahren weniger Mandate erhalten, als ihr nach der Berechnung im dritten Ermittlungsverfahren zustehen, erhält sie dementsprechend Restmandate. Andernfalls nimmt sie an diesem Verfahren nicht mehr teil.

Organisation des Nationalrates

Nach der Wahl wird der Nationalrat zu einer ersten Sitzung einberufen (Konstituierende Sitzung)

Die Abgeordneten wählen aus ihrer Mitte einen ersten, zweiten und dritten Präsidenten. Dem Präsidenten untersteht die Parlamentsdirektion
. Die Geschäfte des Nationalrates werden nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung (GOG NR) geführt. Die Plenarsitzungen des Nationalrates (Vollversammlungen) sind grundsätzlich öffentlich, die Öffentlichkeit kann aber auch ausgeschlossen werden.

Zur Vorbereitung der Verhandlungsgegenstände werden Ausschüsse
 gewählt, deren Mitgliederzahl vom Nationalrat festgelegt wird. Ausschüsse sind paritätisch besetzt, dh die Mitglieder und Ersatzmitglieder werden auf die Klubs im Verhältnis der Zahl der ihnen angehörenden Abgeordneten verteilt. Einige sind verfassungsrechtlich zwingend vorgesehen, andere können errichtet werden.

	Verfassungsrechtlich zwingend vorgesehene Ausschüsse
	Sonstige Ausschüsse

	· Hauptausschuss

· dessen ständiger Unterausschuss

· Immunitätsausschuss

· Rechnungshofausschuss

· Haushattsausschuss
	· Justizausschuss

· Sozialausschuss

· Landesverteidigungsausschuss

· Untersuchungsausschüsse
· andere nach Bedarf


Ausschüsse haben das Recht, Unterausschüsse einzusetzen. Ausschusssitzungen sind in der Regel nicht öffentlich zugänglich. Bestimmte Personen, wie andere Nationalratsmitglieder, Bundesräte, können als Zuhörer anwesend sein. Verhandlungen und Beschlüsse sind üblicherweise vertraulich. Der größte Teil parlamentarischer Arbeit findet in den Ausschussberatungen statt.

Nationalratspräsident:

· Wahl: Die Wahl erfolgt einzeln für den ersten, zweiten und dritten Präsidenten und erfordert die einfach Mehrheit. Wer über diese Verfügt könnte also alle drei Präsidentenstellen besetzten! In der Praxis haben sich aber alle Parteien darauf geeinigt, dass die stärkste Fraktion den ersten, die zweitstärkste den zweiten, usw. stellen kann. Das Wahlverhalten wird darauf freiwillig ausgerichtet

· Aufgaben: Die Präsidenten organisieren die NR-Tätigkeit, als Mitglieder der Präsidialkonferenz des NR erstellen sie zusammen mit den Klubobleuten der Parteien den Arbeitskalender, das ist die Einteilung an welchen Tagen welche Gesetzesvorschläge im Plenum (=Volksversammlung) behandelt werden beziehungsweise wann die Abstimmungen stattfinden.

Weiters legen die Präsidenten die Tagesordnung für die Sitzungstage fest.

Besonders wichtig ist die Leitung der Plenarsitzungen:

Sie eröffnen und schließen die Sitzung, erteilen das Wort, überwachen die Redezeit, erteilen Ordnungsrufe und lassen Abstimmungen durchführen. Die Redezeit wird in der Präsidialkonferenz zu den einzelnen Tagesordnungspunkten (insbesondere der einzelnen Gesetzesvorschläge) insgesamt festgelegt und dann in Relation zur Mandatsverteilung auf die Parteien aufgeteilt. Diese erstellen intern eine Rednerliste und verteilen die ihnen zustehende Redezeit auf die Redner.

Klubs:

Wenn eine Partei mindestens 5 Abgeordnete hat, kann sie einen sogenannten „Klub“ bilden, sie bekommt dann eigene Räumlichkeiten und Geldmittel. Die Klubs sind der organisatorische Zusammenschluss der Abgeordneten einer Partei im Parlament. Dort findet der parteiinterne Gedankenaustausch statt. Ausschussmitglieder berichten über die Beratungen in den Ausschüssen und erhalten Aufträge für ihr weiteres vorgehen. Vor Abstimmungen über Gesetzt wird im Klub die Abstimmungslinie der Partei festgelegt, an die such dann alle Abgeordneten halten müssen (Klubzwang). Der Klubzwang beruht auf einer Selbstbindung der Abgeordneten und kann von einer Partei rechtlich nicht durchgesetzt werden. Abgeordnete die ihn missachten bekommen allerdings parteiinterne Schwierigkeiten bis hin zum Ausschluss. Aus der Partei Ausgeschlossene behalten jedoch ihr Nationalratsmandat bis zum Ende der Legislaturperiode (= wilde Abgeordnete)

Untersuchungsausschüsse:
Sie können in konkreten Anlassfällen jederzeit eingerichtet werden und dienen der Aufklärung von Vorgängen im Bereich der Verwaltung (=Gesetzesvollziehung) In der Regel geht es um behauptete Unregelmäßigkeiten oder rechtswidrige Vorgehen von Behörden oder gar Ministern. Beantragt werden sie in der Regel von der Opposition und richten sich meist gegen Politiker der Regierungsparteien. Da für ihre Einrichtung die Mehrheit im Nationalrat erforderlich ist, werden dahingehende Anträge der Opposition von den Abgeordneten der Regierungspartei meist niedergestimmt. Insgesamt gibt es 25 Ausschüsse, die Zahl der Ausschussmitglieder beträgt zwischen 7 und 25

Wahlzahl





Anzahl der im RWK für die Partei abgegebenen gültigen Stimmen
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Anzahl der Mandate einer Partei








� Wenn der Nationalrat mehrheitlich der Meinung ist, das der Bundespräsident politisch nicht mehr tragbar ist, kann er eine Initiative für ein Absetzungsverfahren setzen, dessen Schlusspunkt dann eine Volksabstimmung ist. Geht die Volksabstimmung zu Gunsten des Präsidenten aus, so hat das Volk in dieser wichtigen Frage offenbar eine andere Meinung als seine Vertretung. Die Schöpfer der Verfassung sehen dafür daher die automatische Auflösung der Volksvertretung vor


� Sie ist die zentrale Verwaltungsstelle des Parlaments, ihr unterseht die Personalabteilung und die Personalverrechnung (auch Bezüge der Abgeordneten), der Sicherheitsdienst, Reinigungsdienst, Haustechnik, ...


� In der Praxis sind eigentlich die „sonstigen Ausschüsse“ am wichtigsten, inhaltlich gesehen werden solche praktisch analog zu den einzelnen Ministerien eingerichtet! Die Klubs nominieren in die einzelnen Ausschüsse ihre jeweiligen Fachabgeordneten, die dann im Klub über ihre Ausschusstätigkeit regelmäßig berichten.
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